
 

 

 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
mit diesem SRS Update „Vergaberecht“ bringen wir Sie kompakt auf den neues-
ten Stand zu den wichtigsten Reformen, neuen Wertgrenzen und Entwicklungen 
auf Bundes- und Landesebene. Viel Freude bei der Lektüre – wir freuen uns über 
Ihr Feedback! 
  
Geplante Reformen des Vergaberechts 
Am 4. Dezember 2025 hat die Ministerpräsidentenkonferenz in einer Besprechung 
mit dem Bundeskanzler die sog. „föderale Modernisierungsagenda“ beschlos-
sen, auf deren Grundlage Vergabeverfahren im Unterschwellenbereich in den 
nächsten zwei Jahren deutlich vereinfacht werden sollen. Umgesetzt werden soll 
das Reformvorhaben insbesondere durch die Anhebung von Wertgrenzen für Di-
rektaufträge von Liefer-, Dienst- und Bauleistungen, einheitliche Formulare, den 
Ausbau digitaler Eigenerklärungs- und Nachweisplattformen sowie ein erleichter-
tes Krisen- und Dringlichkeitsvergaberecht. Hinzu kommen Pläne für einen digita-
len Marktplatz Deutschland und KI gestützte Vergabeprozesse, etwa im Zusam-
menhang mit der Erstellung von Vergabeunterlagen. Weitere Maßnahmen 
betreffen etwa die Angleichung des Vergaberechts für Bauleistungen mit dem 
Vergaberecht für Liefer- und Dienstleistungen sowie die Einrichtung zentraler 
Vergabestellen. 
  
Parallel hierzu ist aktuell das sog. „Vergabebeschleunigungsgesetz“ im Bundes-
tag anhängig. Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, das Vergaberecht oberhalb der 
EU Schwellenwerte zu modernisieren, zu vereinfachen und zu digitalisieren. Vor-
gesehen sind unter anderem Erleichterungen beim Losgrundsatz, vereinfachte 
Leistungsbeschreibungen, ein stärkerer Einsatz von Eigenerklärungen sowie redu-
zierte Nachweispflichten. Das Nachprüfungsverfahren soll schneller und digitaler 
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werden, mit elektronischer Aktenführung, virtuellen Verhandlungen und verkürzten 
Entscheidungswegen. Zudem sieht der Entwurf Maßnahmen zur Stärkung von Mit-
telstand, Start-ups und Innovation vor, etwa durch angepasste Eignungskriterien. 
  
Kommunen, Länderbehörden und sonstige öffentliche Auftraggeber sollten die 
Entwicklungen aufmerksam verfolgen – viele der angekündigten Maßnahmen 
könnten erhebliche Auswirkungen auf Vergabeprozesse, digitale Arbeitsabläufe 
und Verwaltungsstrukturen haben. Gleichwohl bleibt aufgrund des Umfangs, der 
föderalen Zuständigkeiten und des EU-Rechts abzuwarten, ob sämtliche Maßnah-
men in der geplanten Form tatsächlich umgesetzt werden. 
  
Neue Wertgrenzen in Abschnitt 1 der VOB/A ab 1. Januar 2026 
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen hat in § 3a 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (Abschnitt 1 der VOB/A) die 
Wertgrenzen für vereinfachte nationale Vergabeverfahren angehoben. Die Be-
schränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb kann hiernach künftig ein-
heitlich bis zu einem Auftragswert von 150.000 Euro ohne Umsatzsteuer durchge-
führt werden; bislang galt diese Grenze nur für den Tief-, Verkehrswege und 
Ingenieurbau. Die Freihändige Vergabe wird ebenfalls ausgeweitet und ist künftig 
bis 100.000 Euro ohne Umsatzsteuer zulässig, statt wie bisher nur bis 10.000 Euro. 
Darüber hinaus können Bauleistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftrags-
wert von 50.000 Euro ohne Umsatzsteuer künftig als Direktauftrag vergeben wer-
den. 
  
Neue EU-Schwellenwerte ab 1. Januar 2026 
Zum 1. Januar 2026 hat die EU-Kommission außerdem die EU-Schwellenwerte für 
europaweite Ausschreibungen angepasst. Die Nettowerte gelten für die nächsten 
zwei Jahre verbindlich für öffentliche Aufträge, die ab dem 1. Januar 2026 bekannt 
gemacht werden: 
  

      
•   für Bauleistungen und Konzessionen: 5.404.000 Euro (bisher 5.538.000 Euro) 

 
•   für Liefer- und Dienstleistungen (obere und oberste Bundesbehörden): 

140.000 Euro (bisher 143.000 EUR) 

 
•   für Liefer- und Dienstleistungen (alle übrigen öffentlichen Auftraggeber): 

216.000 Euro (bisher 221.000 Euro) 

 
•   für Liefer- und Dienstleistungen von Sektorenauftraggebern: 432.000 Euro 

(bisher 443.000 Euro) 

 
•   Die Schwellenwerte für soziale und besondere Dienstleistungen bleiben un-

verändert bei 750.000 Euro. 

     

 

  



 

 

 
Achtung: aktuell neue Wertgrenzen in Hessen durch Reform des Vergabe- und 
Tariftreuegesetzes (HVTG) geplant 
Auch in Hessen soll die Bürokratie reduziert und die Umsetzung öffentlicher Pro-
jekte beschleunigt werden. Dazu werden die Vergabefreigrenzen angehoben: Lie-
fer- und Dienstleistungen können künftig bis zu einem Auftragswert von 100.000 
Euro (netto) direkt beauftragt werden. Bauleistungen können künftig bis zu 750.000 
Euro (netto) direkt beauftragt werden. Bisher lag die Wertgrenze bei 10.000 Euro 
(netto). Der Zeitpunkt, zu dem das neue Vergabe- und Tariftreuegesetz in Kraft tritt, 
wird nach Abschluss der Verbändeanhörung und des parlamentarischen Verfah-
rens gesondert bekanntgegeben. Wir bleiben hier am Ball! 

Das große Ganze im Blick – mit unserer Online-Seminarreihe 
„Vergaberecht To Go“ 
Sie suchen den Überblick im Vergaberecht? Wir bieten Ihnen die Vermittlung von 
Grundlagenwissen, aktuellen Themen und Dauerbrennern aus der Praxis. Besu-
chen Sie unsere Online-Seminarreihe „Vergaberecht To Go“ ab 27. Januar 2026 
und erhalten Sie Wissen zur Mittagspause. 

Über den nachfolgenden Link gelangen Sie zur ANMELDUNG! 

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme und stehen Ihnen für weitere Fragen gerne zur 
Verfügung. 
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